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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Der Bündner Ständerat Martin Schmid (fdp, GR) reichte im Juni 2021 eine Motion ein,
mit der er eine Änderung der landwirtschaftlichen Zonen-Verordnung im
Zusammenhang mit Meliorationen und Gewässerrevitalisierungen erreichen wollte.
Konkret forderte der Motionär, dass der Bundesrat die Verordnung über den
landwirtschaftlichen Produktionskataster und die Ausscheidung von Zonen (SR 912.1) so
anpasst, dass Abtausche zwischen landwirtschaftlicher Nutzfläche und
Sömmerungsfläche – die Fläche, welche für sommerliche Weidegänge von Nutztieren
benutzt wird – zulässig werden. Abtausche sollen dabei nur in maximal gleicher Fläche
möglich sein, so dass die landwirtschaftliche Nutzfläche gesamthaft nicht zunimmt.
Schmid begründete sein Anliegen damit, dass die Umsetzung von
Strukturverbesserungsmassnahmen wie auch die Realisierung von
Gewässerrevitalisierungen durch das aktuelle Fehlen solcher Abtausche erheblich
erschwert würden. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, insbesondere
weil er befürchtete, dass dadurch die neu zu Landwirtschaftszonen abgetauschten
Gebiete intensiver landwirtschaftlich benützt würden, was ökologisch wertvolle,
traditionelle Kulturlandschaft gefährde. Zudem führe die geforderte Änderung zu
schweizweiter Ungleichheit, weil Betriebe im Mittelland, die ebenfalls von
Gewässerrevitalisierungen und der Ausscheidung von Gewässerräumen betroffen sind,
keine angrenzenden Sömmerungsflächen hätten, mit denen sie Gebiete abtauschen
könnten. Schliesslich zweifelte der Bundesrat auch am Bedarf für die Änderung sowie
an ihrem wirtschaftlichen Nutzen. 
In der Herbstsession 2021 schickte der Ständerat die Motion an seine UREK zur
Vorberatung, da er der Komplexität des Themas gerecht werden wollte. Die Kommission
beschäftigte sich im Januar 2022 mit dem Vorstoss und beschloss dabei mit 9 zu 4
Stimmen, die Motion ihrem Rat zur Annahme zu empfehlen. Sie konstatierte, dass die
vor Jahrzehnten vom BLW festgelegten Grenzen der Landwirtschaftszonen teilweise
unlogisch oder willkürlich seien. Zudem hielt sie fest, dass die verlorene
landwirtschaftliche Nutzfläche im Falle von Gewässerrevitalisierungen oder
Meliorationen nicht finanziell ausgeglichen werde, was zu wirtschaftlichen Verlusten für
die von diesen Projekten betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe führen könne. 
Nach der Vorprüfung durch die UREK-SR befasste sich der Ständerat in der
Sommersession 2022 erneut mit der Motion. Er folgte der Empfehlung seiner
Kommission und nahm die Motion mit 24 zu 12 Stimmen an. Die ablehnenden Stimmen
stammten von links-grünen Mitgliedern der kleinen Kammer. 1

MOTION
DATUM: 01.06.2022
ELIA HEER

In der Sommersession 2022 beugte sich der Ständerat über den Entwurf seiner UREK
betreffend die zweite Etappe der Teilrevision des RPG. Da die Kommission ihren
Entwurf als einen indirekten Gegenentwurf zur Landschaftsinitiative ausgestaltet
hatte, führte der Ständerat die Eintretensdebatte über die beiden Geschäfte
zusammen. Kommissionssprecher Jakob Stark (svp, TG) stellte die wichtigsten Elemente
der Vorlage vor, welche die UREK nach der Vernehmlassung überarbeitet und im Mai
einstimmig (bei einer Enthaltung) zuhanden ihres Rats verabschiedet hatte. Die
Kernelemente der Vorlage sind ein Stabilisierungsziel der Anzahl Gebäude ausserhalb
der Bauzone sowie der Ansatz, mittels welchem dieses Ziel erreicht werden soll. Dieser
Ansatz umfasst zum einen ein Planungsinstrument, das die Kantone verpflichtet, in
ihren Richtplänen festzuhalten, wie sie das Stabilisierungsziel erreichen wollen. Das
zweite Instrument ist eine neu zu schaffende Abbruchprämie für Bauten und Anlagen
ausserhalb des Baugebiets. Das letzte Instrument besteht in einer Sanktion: Für den
Fall, dass die Kantone die Ziele nicht erreichen, müssten sie ihre Richtpläne innerhalb
von fünf Jahren anpassen, ansonsten wären neue Gebäude ausserhalb der Bauzone nur
noch zulässig, wenn sie kompensiert würden. Die Kommission zielte also insgesamt
darauf, das erwünschte Stabilisierungsziel mit Anreizen anstatt mit Verboten zu
erreichen. Der Entwurf umfasst zudem einen sogenannten «Gebietsansatz», der es
Kantonen erlauben soll, ausserhalb der Bauzonen Spezialzonen zu definieren, in denen
sie nicht standortgebundene Nutzungen (also Nutzungen, die auch innerhalb der
Bauzone denkbar wären) erlauben könnten, sofern sie gleichzeitig Aufwertungs- und
Kompensationsmassnahmen treffen, welche die «Gesamtsituation von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2022
ELIA HEER

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Siedlungsstruktur, Baukultur, Landschaft, Kulturland und Biodiversität» verbessern.
Damit sollen die Kantone mehr Spielraum erhalten, um in der Raumplanung ihren
kantonalen oder regionalen Eigenheiten Rechnung zu tragen, während aufgrund der
Kompensationsmassnahmen gleichzeitig eine «Aufwertung der räumlichen
Gesamtsituation resultiert». Ausserdem soll neu der Grundsatz des Vorrangs der
Landwirtschaft in Landwirtschaftszonen gegenüber nicht landwirtschaftlicher Nutzung
im Gesetz festgeschrieben werden. Nicht zuletzt soll der Vollzug des Abbruchs illegaler
Bauten ausserhalb der Bauzone gestärkt werden, indem die Zuständigkeiten der
relevanten kantonalen Behörden ausgebaut werden, womit den Gemeinden in dieser
Sache der Rücken gestärkt werden soll. 

Das Eintreten auf die Vorlage war unbestritten. Unter anderem war man sich einig, dass
der Zersiedlungsdruck auf die Nichtbauzonen gestiegen sei und auch noch weiter
steigen werde – etwa durch den Strukturwandel in der Landwirtschaft, die
Bevölkerungsentwicklung sowie das gewachsene Bedürfnis in der Bevölkerung nach
Freizeitbeschäftigungen auf dem Land. Nachdem in der ersten Teilrevision des RPG die
Eindämmung der Zersiedelung innerhalb der Bauzonen angegangen worden war, müsse
man nun aufpassen, dass sich die Zersiedlung nicht auf die Nichtbauzonen verlagere,
sagte etwa Heidi Z'graggen (mitte, UR). Einer solchen Entwicklung müsse jetzt mit der
zweiten Teilrevision vorgebeugt werden. Auch Bundesrätin Simonetta Sommaruga
sprach sich für Eintreten aus. Sie lobte die Vorlage und die Arbeit der Kommission.
Insgesamt sei die Vorlage ein guter indirekter Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative,
denn sie trage zu einer Stärkung des Grundsatzes der Trennung von Baugebiet und
Nichtbaugebiet bei. Eintreten wurde schliesslich ohne Gegenantrag beschlossen.

Allerdings kündigten verschiedene Redner und Rednerinnen bereits in der
Eintretensdebatte an, dass bei der Detailberatung noch einige wichtige Fragen zu klären
seien. So kam es denn auch zu einer langen Detailberatung der Vorlage. Die
Ständerätinnen und Ständeräte folgten beispielsweise einem Minderheitsantrag von
Martin Schmid (fdp, GR), der eine Ausnahme für touristische Nutzung vom
Stabilisierungsziel für die Bodenversiegelung in der ganzjährig bewirtschafteten
Landwirtschaftszone in den Entwurf aufnehmen wollte. Weiter stellten sie sich hinter
eine Minderheit Daniel Fässler (mitte, AI) und beschlossen damit, den Gebietsansatz
nicht nur auf Bergkantone zu beschränken, sondern allen Kantonen zugänglich zu
machen. Eine zweite Minderheit Fässler, die vom Ständerat ebenfalls angenommen
wurde, zielte darauf ab, explizit im Gesetz festzuhalten, dass nicht mehr benötigte
landwirtschaftliche Bauten unter den gleichen Bedingungen wie beim Gebietsansatz
generell zu Wohnzwecken umgenutzt werden können. Kommissionssprecher Jakob
Stark gab zu bedenken, dass solche Umnutzungen bereits im Gebietsansatz möglich
seien. Eine explizite Formulierung im Gesetz würde allerdings den Eindruck erwecken,
dass die Umnutzungen eine spezielle Bedeutung hätten. Der Artikel sei auch in der
Vernehmlassung gewesen und dort hätten die Landwirtschaftsverbände
zurückgemeldet, dass sie davon einen verstärkten Druck auf die Landwirtschaftszonen
erwarteten. Ganze 17 Kantone hätten sich explizit ablehnend geäussert und nur der
Kanton Wallis habe den Artikel positiv bewertet. Roberto Zanetti (sp, SO) bezeichnete
den Antrag gar als «Sargnagel» für die Vorlage als indirekten Gegenentwurf zur
Landschaftsinitiative. Eine Mehrheit der kleinen Kammer folgte jedoch Daniel Fässler
und Beat Rieder (mitte, VS), welche in dieser Sache Klarheit schaffen wollten – vor
allem, um zu verhindern, dass möglicherweise durch «bundesgerichtliche
Rechtsprechung der Parlamentswille nicht vollzogen wird». Schliesslich folgte die kleine
Kammer auch einem Minderheitsantrag von Lisa Mazzone (gp, GE), mit dem explizit im
Entwurf festgehalten wurde, dass die Revision einen indirekten Gegenvorschlag zur
Landschaftsinitiative darstellt. Die Mehrheit der Kommission hatte den inoffiziellen
Status als indirekter Gegenentwurf bevorzugt, weil die Vorlage nur in gewissen Teilen
ein indirekter Gegenvorschlag zur Initiative sei, in anderen Teilen aber nicht, weshalb
die Revision unabhängig von der Initiative weiterberaten und entschieden werden solle.
Eine Mehrheit der kleinen Kammer empfand den offiziellen Status der Vorlage als
indirekten Gegenentwurf hingegen als logisch und angezeigt. In der Gesamtabstimmung
nahm der Ständerat den Entwurf einstimmig und ohne Enthaltungen an. 

Das Initiativkomitee der Landschaftsinitiative zeigte sich ob der Entscheide des
Ständerates nur teilweise zufrieden. Zwar habe der Ständerat das Stabilisierungsziel mit
einer griffigen Umsetzung beschlossen und damit das zentrale Anliegen der Initiative
aufgenommen. Gleichzeitig habe der Rat aber auch zusätzliche Ausnahmen für das
Bauen ausserhalb der Bauzonen beschlossen, womit die Trennung von Bau- und
Nichtbaugebiet wieder in Frage gestellt werde. Das Komitee störte sich insbesondere
daran, dass die Vorlage in der Version des Ständerates die Umnutzung von nicht mehr
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benötigten landwirtschaftlichen Gebäuden zu Wohnzwecken «praktisch unbegrenzt
[erlaube]». Die Initiantinnen und Initianten zögen weiterhin einen Rückzug der Initiative
in Betracht, falls der Gegenvorschlag den Anliegen der Initiative gerecht werde. «Davon
sind wir allerdings noch ein gutes Stück entfernt», sagte Elena Strozzi, die
Geschäftsleiterin der Landschaftsinitiative. 2

Im September 2022 reichte SVP-Ständerat Jakob Stark (svp, TG) eine Motion ein, mit
der er den Bundesrat beauftragen wollte, mit Gesetzesänderungen den Kantonen die
Möglichkeit zu geben, in ihren Richt- und Nutzungsplänen – analog zur
Lärmüberlagerungszone – auch Gebiete mit Geruchsvorbelastung bezeichnen können.
Stark begründete sein Anliegen damit, dass landwirtschaftliche Betriebe durch Um-
oder Neueinzonungen von nahegelegenem Land plötzlich in oder neben Bauzonen
liegen können. Dadurch sähen sie sich plötzlich mit sehr hohen Anforderungen
betreffend den Immissionsschutz konfrontiert. Laut Stark müssten viele Tierhalter und
Tierhalterinnen in solchen Fällen ihre Ställe schliessen, da sie die Anforderungen an die
Geruchsemissionen nicht erfüllen können. Der Bundesrat solle es deshalb den
Kantonen erlauben, Geruchsüberlagerungszonen zu definieren, in denen höhere
Geruchsemissionen erlaubt sein sollen. Der Bundesrat beantragte der kleinen Kammer,
die Motion abzulehnen, da das Thema inhaltliche Überschneidungen mit der zweiten
Etappe der Teilrevision des RPG aufweise, welche derzeit von den Räten debattiert
wird. 
Der Ständerat beugte sich in der Wintersession 2022 über die Motion. Dabei stellte
Martin Schmid (fdp, GR) einen Ordnungsantrag, um die Motion an die UREK-SR zu
überweisen. Diese solle das Anliegen der Motion dann inhaltlich zusammen mit der
RPG-2-Vorlage behandeln, sobald das Geschäft vom Nationalrat zur
Differenzbereinigung zurück in den Ständerat überwiesen werde. Motionär Stark zeigte
sich mit dem Vorschlag einverstanden und so überwies der Ständerat die Motion
stillschweigend an seine UREK. 3

MOTION
DATUM: 12.12.2022
ELIA HEER

Als Zweitrat befasste sich in der Wintersession 2022 der Nationalrat mit einer Motion
Schmid (fdp, GR), mit der eine Änderung der landwirtschaftlichen Zonen-Verordnung
im Zusammenhang mit Meliorationen gefordert wurde. Konkret verlangte der Motionär,
dass im Zusammenhang mit Meliorationen oder Gewässerrevitalisierungen neu ein
Abtausch zwischen landwirtschaftlicher Nutzfläche und Sömmerungsfläche gesetzlich
zugelassen werden soll, solange dabei die landwirtschaftliche Nutzfläche gesamthaft
nicht zunimmt. 
Im Namen der UREK-NR empfahlen Kommissionssprecherin Priska Wismer-Felder
(mitte, LU) und Kommissionssprecher Pierre-André Page (svp, FR) den Mitgliedern der
grossen Kammer, die Motion anzunehmen. Es solle bei Meliorationen keine
landwirtschaftliche Nutzfläche mehr verloren gehen. Dies fördere nicht zuletzt auch die
Akzeptanz solcher gesellschaftlich wichtigen Projekte unter Landwirtinnen und
Landwirten. Die Kommissionsminderheit, vertreten durch Ursula Schneider Schüttel
(sp, FR), plädierte derweil dafür, die Motion abzulehnen, da sie befürchtete, dass die
Änderung zu einer intensiveren Nutzung der betroffenen Sömmerungsflächen führen
könnte, wodurch Biodiversität verloren gehen könnte. Ausserdem führe die Motion
auch zu einem erhöhten administrativen Aufwand für die Kantone. Auch Guy Parmelin
sprach sich im Namen des Bundesrats gegen die Motion aus. Er machte darauf
aufmerksam, dass nur gerade der Kanton Graubünden eine solche Änderung gefordert
hatte, während die anderen Kantone sich mit der aktuellen gesetzlichen Grundlage
zufrieden zeigten. Durch eine Annahme der Motion käme es überdies zu einer
Ungleichbehandlung zwischen Bergkantonen und der restlichen Schweiz, da Kantone im
Flachland über keine angrenzenden Sömmerungsgebiete verfügten. 
Die Mehrheit des Nationalrates folgte jedoch dem Antrag der Kommissionsmehrheit
und nahm die Motion mit 98 zu 86 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Die Stimmen für
die Motion kamen von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion, einer Mehrheit der
Fraktionen der FDP und der Mitte sowie zwei Personen aus den Reihen der SP. 4

MOTION
DATUM: 14.12.2022
ELIA HEER

1) AB SR, 2022, S. 342 f.; Bericht der UREK-SR vom 27.1.22
2) AB SR, 2022, S. 452 ff.; AB SR, 2022, S. 460 ff.; AB SR, 2022, S. 603 ff.; Medienmitteilung des Initiativkomitees der
Landschaftsinitiative vom 16.6.22; AZ, NZZ, 10.6.22
3) AB SR, 2022, S. 1229 f.
4) AB NR, 2022, S. 2372 ff.
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